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Wem gehört die Straße?
Genealogie der Nutzerrechte in Wiens Straßen 

Angelika Psenner (Wien)

A ngelika Psenner: Wem gehört die Straße? Genealogie der Nutzerrechte in Wiens Straßen 
(S. 1 3 1 -1 5 9 )
In der historischen Entwicklung der Wiener Straßennutzungsregelung lässt sich ein Abdriften 
konstatieren: von einer anfänglich klar Personenschutz-bezogenen Gesetzgebung in Richtung 
Schutz des technischen, fließenden Fahrzeug-Verkehrs. Den größten Schnitt in der Hierarchisierung 
der verschiedenen Verkehrsteilnehmerlnnen auf Wiens Straßen brachte die Einführung der 
nationalsozialistischen Straßenverkehrsordnung im Jahr 1938. Sicherlich muss die Zunahme des 
Kfz-Verkehrs als Grundlage dieser Entwicklung gesehen werden, die eigentliche Umgewichtung 
wurde jedoch deutlich durch die Gesetzgebung verursacht. Zwar rief die Nachkriegsregelung zu 
Rücksicht, Vorsicht und Aufmerksamkeit auf, doch wurde jene, unter dem Nationalsozialismus 
hervorgebrachte unbedingte Zuwendung und Bevorrechtung des Kfz-Verkehrs weiterhin beibehalten. 
Auch die aktuell gültige StVO und damit die Benutzungsrechte für den öffentlichen Straßenraum 
gehen also auf ein Wertesystem zurück, in dem die Rechte des einzelnen Menschen vor der alles 
überragenden Idee des »Gesamtvolkssinns« verblassten.

Schlagworte: öffentlicher Raum, Straße, fließender und ruhender Verkehr, zu Fuß Gehende, 
NS-Gesetzgebung

Angelika Psenner: Who >Owns< the Street? Genealogy o f Users' Rights Relating to Vienna's 
Streets (pp. 1 31 -1 5 9 )
The analysis o f the historical development of users’ rights in the Viennese context reveals the 
following: legislation shifted away from an initial emphasis on protection o f people and was soon 
rewritten to protect vehicle traffic. In fact, the National Socialist street ordinance -  which was 
enacted in Austria in the year 1938 -  provided the most significant shift in the hierarchy of street 
users. While this development was a response to the general increase of motorized traffic, the shift 
o f emphasis was accomplished through legislative means. Postwar regulations called for »care, 
caution, and attention«, but nevertheless remained primarily fixed on the protection o f traffic.
It was not until 1960 that the so-called cautionary rule was rephrased, and the human being once 
again moved into the centre, replacing traffic as the focus of attention. By this even the current 
traffic ordinance, and with it the rights to use public street space, are rooted in a system of values 
that privileged the ideal o f a »Gesamtvolkssinn« over the rights and the protection o f individuals.

Keywords: urban space, street, moving and stationary traffic, pedestrians, National Socialist legislation
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132 Angelika Psenner

Eine neue Sprache entwickelt sich in unserer Straße, seitdem sie erweitert worden ist.

D ie alten Sätze: »Geh a u f die Straße spielen«, »Draußen a u f der Straße kannst du das 

machen« und »H ier ist nicht die Straße wo du spielen kannst« sind f ü r  im m er gestorben.

D ie neue Sprache der Straße sagt dagegen: »Vorsicht vor den Autos!« (...) Unsere M ütter 

gewöhnen sich nur schwer daran.

Aus: Rafik Schami »Eine Hand voller Sterne« (2011/ 1987), 200

1. Einleitung
Die Nutzung von öffentlichem Straßenraum wird durch eine Vielzahl von rechtlichen 
Regelungen organisiert. Adensam er nennt in ihrem jüngst publizierten Artikel Die 
Vorstellung von Ordnung. D er öffentliche Raum  und das Recht neben der Straßen­
verkehrsordnung StVO z. B. das Sicherheitspolizeigesetz SPG, welches »die Aufrecht­
erhaltung der öffentlichen Ordnung durch die Polizei regelt«; ebenso erwähnt sie 
weitere Landesgesetze, wie z. B. das »Verbot der Anstandsverletzung« und das Straßen­
polizeigesetz StPolG (Adensam er 2012). D er Kreis an straßennutzungsrelevanten 
Regelungen muss jedoch viel weiter gedacht werden, da auch steuerbegünstigende 
Maßnahmen wie die sog. »Pendlerpauschale«, die Befreiung von der Mineralölsteuer 
oder der Um stand, dass derzeit Verkehrsflächen insbesondere Parkplätze von der 
Grundsteuer ausgenommen sind (Seidl 2012a, 8), indirekt aber äußerst effektiv auf 
das Nutzungsverhalten im Straßenraum einwirken. Wenn Besitz und Gebrauch von 
Pkw monetär unterstützt werden, muss auch der Platz hierfür zur Verfügung gestellt 
werden, sodass es nicht überrascht, dass allein über die sog. W iener Garagenaktion 
jährlich eine Fördersumme von 2,9 M illionen Euro für den Garagenbau bereitgestellt 
w ird.1 Auch die Subventionierung des »Einfam ilien-Häuslbaus« selbst muss letzten 
Endes als Förderung des Autoverkehrs gelesen werden.2

In der D iskussion um A nsprüche und Rechte, die aus den unterschiedlichen 
Bedürfnissen von StraßennutzerInnen entstehen, bzw. diesen gerecht werden sollen, 
befasst sich der vorliegende Artikel in erster Linie mit der Straßenverkehrsordnung 
StVO, deren Zweck es ist, »die Flüssigkeit des Verkehrs zu gewährleisten« (Adensamer 
2012, 43). Diesem Zweck entsprechend fällt derzeit in Wien dem motorisierten Individual­
verkehr der qualitativ und quantitativ größte Part am Straßenraum zu.

Die meisten Pkw, die w ir im Straßenraum sehen -  seien sie nun unterwegs oder 
auf kürzere oder längere Zeit dort geparkt - ,  sind de facto privates Gut:3 »Das Auto 
muss als Bestandteil des privaten Wohnens gesehen werden«, als »zusätzlicher Wohnraum«

1 Die Fördersumme wird von der »Wirtschaftsagentur Wien -  Ein Fonds der Stadt Wien« ausgeschüttet.
2 Das Ziel der »Häuslbauer« ist es, »für sich allein und ungestört im Grünen zu wohnen«. Dies führt 

zur Zersiedelung in der Peripherie und im Einzugsbereich von urbanen Ballungsräumen; eine 
Entwicklung, welche neben anderen infrastrukturellen Problemen auch einen Anstieg des Pendler­
verkehrs mit sich bringt und -  unter den gegebenen Voraussetzungen -  einen weiteren Ausbau des 
Straßennetzes veranlasst. Vgl. auch Heigl (2012) Pendlerpauschale und Pickerlprobleme, VCÖ (Hg.) 
(2010) Wie Wohnen Mobilität lenkt und Skarics (2010) Lebenswelt anstatt Schlafdorf.

3 Auch Firmenautos gehören nicht der Allgemeinheit und sind deshalb in diesem Sinne als privates, 
nicht öffentliches Gut zu sehen.

www.sws-rundschau.at SW S-Rundschau (53.Jg.) H eft 2/ 2013: 131-159

http://www.sws-rundschau.at


Wem gehört die Straße? G enealogie der Nutzerrechte in W iens Straßen 133

(Steiner 2012, 42). M an kann sich also -  vielleicht etwas naiv, jedoch begründet -  die 
Frage stellen, wie privates Gut zu einem derartigen Privileg kam : W arum  dürfen 
bestimmte private Gegenstände den öffentlichen Raum auf eine Weise verstellen, dass 
dieser nicht m ehr allen zur Verfügung stehen kann? Dass die im aktuellen Stadt­
entwicklungsplan STEP054 festgeschriebene Zielsetzung für den öffentlichen Raum in 
weite Ferne gerückt wird:

»Straßen und Plätze erfüllen eine wichtige integrative und kom m unikative A ufgabe im 

städtischen Leben. Auch der Straßenraum ist ein wichtiger Lebensraum . [ . . .]  Um urbane 

Identität zu garantieren, sollen >Orte der Begegnung< geschaffen werden und mithilfe 

zeitgemäßer Gestaltung Straßen, Plätze und Freiräum e an die unterschiedlichen 

>sozialen< Bedürfnisse der M enschen angepasst werden« (STEP05).

Vor der Beantwortung dieser Frage -  welche in Kapitel 4 mittels Analyse der »histori­
schen Entwicklung der Straßennutzungsrechte in Wien« erfolgt -  soll an dieser Stelle 
(Kap. 2) der Versuch unternom m en werden, das aktuelle Stim m ungsbild bezüglich 
der Auto-philen Nutzerrechte für den -  siehe oben -  »Lebens- und Kom m unikations­
raum« Straße zu fassen: Wie sehen StraßennutzerInnen ihr Recht auf den Gebrauch 
des öffentlichen Kulturguts Straße vertreten? Sehen sie die Ressource »öffentlicher 
Raum« gerecht verteilt? Wo finden Konflikte zwischen verschiedenen Verkehrsteil­
nehmerInnen statt bzw. wo werden sie vermutet? Das Stimmungsbild dient hierbei als 
seismographische Anzeige für den nach Meinung von Verkehrswissenschaft und Stadt­
forschung gegebenen Handlungsdruck. Die allgemeine Problematik der Verteilung des 
öffentlichen Guts »Straßenraum« wird in Kapitel 3 um rissen, während Kapitel 5 der 
Beschreibung der realen »aktuellen Situation« für die W iener StraßennutzerInnen 
gewidmet ist. Über die generelle Aufforderung zum Umdenken hinausgehend bietet 
der Artikel zum  Abschluss einen konkreten Vorschlag für den künftigen politisch­
planerischen Um gang mit Straßenraum.

2. Skizzierung des aktuellen Stimmungsbildes
A m  21. M ai 2012 erschien in der O nline-Ausgabe der österreichischen Tageszeitung 
»Der Standard« ein kurzer A rtikel zu einem W ien-spezifischen Verkehrs- und Life- 
style-Them a inklusive anschließender A ufforderung zur persönlichen M einungs­
äußerung per »Posting«: »Tausche Auto gegen W iener Öffi-Jahreskarte um 100 Euro: 
Was ist Ihre M einung? Wären Sie bereit, Ihr Auto herzugeben? Und was passiert, wenn

4 Die thematische Erarbeitung der Inhalte -  inklusive gesamtstädtischer Verkehrsfragen -  für den 
nächsten Stadtentwicklungsplan, den STEP2025, ist derzeit im Gange.
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man kein Auto besitzt?«5. Innerhalb weniger Stunden wurden zahlreiche Postings 
gesetzt. A m  darauffolgenden Tag waren es bereits weit über 600 Diskussionsbeiträge, 
die über die derstandard.at-M ediensite veröffentlicht worden w aren.6 Die rege Teil­
nahme an der Online-Debatte war gekennzeichnet durch besonders emotional form u­
lierte Aussagen zum Thema:

kater bruno 21.5 .2012, 18:14

Hallo ich fah re öffentlich, fah re mit dem  Fahrrad, gehe viel zu Fuß und fa h re  ab und zu 

mit meinem Auto. Ich meine auch, die Stadt gehört den M enschen und nicht den Autos.

Die Stimme 21.5 .2012, 21:15

Ich meine, die M enschen die ein Auto haben sind auch M enschen, und zahlen einen 

Haufen Steuern.

Wildcat 21.5 .2012, 18:10

und wenn sie m ir jedes ja h r  'nen tausender zahlen, stelle ich mich nicht neben stinkende 

proleten in die w iener verkehrsbetriebe

Jean-Jacques 21.5 .2012, 21:06

D ie echten Proleten sind eh mit einem 5er B M W  unterwegs! Das heißt, wenn Sie sich 

unbedingt von denen abgrenzen müssen, wäre es ratsam er mit den Öffis zu fahren.

Einfach weils, sagen w ir m a l... intelligenter... ist.

Simplicius Simplicissimus 21.5 .2012, 18:25

J a , ... im Stau riecht man die Proleten in ihren Karren wenigstens nicht. Unangenehmer­

weise scheißen sie aber in unsere Wohnungen und räum en ihren Dreck nicht weg.

Freigeistini 22.5.2012, 14:37

Wie komm ens a u f die absurde Idee, dass der Autoverkehr ein »sterbendes Ross« 

wäre? O der wollen Sie, dass der Wohlstand im L a n d  massiv zurückgeht? D er indiv. 

motorisierte Verkehr ist eben auch ein Zeichen von Wohlstand und Freiheit.

5 Text und Postings abrufbar unter: http:/ / derstandard.at/ 1336697439536/ Umfrage-Tausche-Auto- 
gegen-Wiener-Oeffi-Jahreskarte-um-100-Euro-Was-ist-Ihre-Meinung. Der Wortlaut des Artikels: 
»Ein Öffi-Ticket um 100 Euro für den Verzicht auf das eigene Auto: Wiens Verkehrsstadträtin Maria 
Vassilakou will jene Personen, die auf Carsharing umsteigen bzw. schon jetzt das Carsharing­
Angebot nutzen, einmalig mit einer Förderung der Jahreskarte belohnen.« [...] Die Förderung für 
die günstigere Öffi-Jahreskarte sollen Vassilakou zufolge sowohl Carsharing-Neueinsteiger als 
auch langjährige NutzerInnen, die ihren Vertrag verlängern, in Anspruch nehmen dürfen. Dabei 
bekommen die Betroffenen für die 365-Euro-Jahreskarte einmalig eine 265-Euro-Förderung. Bei der 
Initiative soll es sich außerdem um eine zeitlich begrenzte Aktion handeln: »Danach müsste man 
sehen, wie sie angenommen wurde.« [ . ]  »Die administrativen und organisatorischen Details sollen 
in den kommenden Monaten geklärt werden« (APA, 21. 5. 2012).
NB: Die für Herbst 2012 geplante Aktion wurde letztendlich nicht lanciert.

6 Am 5. Juni 2012 waren es bereits 720 Postings; diese Zahl stieg noch weiter auf derzeit 777 
(Stand: 15. 3. 2013).
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miss sofie 22.5.2012, 10:35

Sagt ein Prolet zum anderen: »Ich fa h r  doch nicht im Proletenschlauch da unten!«.

Sagt der andere: »na dann halt in der Proletenschlange oben!«

Gift Schlange 22.5.2012, 11:47

D anke Schön, dass SIE gut voran kommen.

W ir norm alen Menschen, die sich a u f 2  Beinen fortbewegen dürfen uns dann durch die 

Autoschlangen kämpfen, den Lärm  hören, den Dreck atmen und uns gelegentlich mal 

beschimpfen, anhupen und niederfahren lassen.

Fahren die Blechschüsseln m al nicht verparken sie alle Wege, versuchen Sie m al als 5 
köpfige Fam ilie a u f dem Gehsteig zu gehen. [ .. .]

RS69 22.5.2012, 21:02

Wenn man den Gedanken weiter spinnt, müsste man alle Strassen und Parkflächen  

Kosten 1:1 a u f die Autofahrer umlegen.

Einfaltsbürste 22.5.2012, 12:46

Nein, es wäre keine Frechheit. Grundsätzlich würde es die externen Kosten des 

Individualverkehrs fü r  die Allgem einheit senken: D ie ganze Infrastruktur ist zum größten 

Teil aus Steuergeldern finanziert, die gesundheitlichen Folgen vom allgegenwärtigen  

Straßenlärm, anderen Immissionen und Unfällen d a r f  die Allgem einheit über die Sozial­

versicherungen tragen. Also: Preise fü r  sozialverträglichen öffentlichen Verkehr senken, 

Kostenwahrheit fü rs  Autofahren.

NaBumsti. 22.5.2012, 13:14

»zum größten Teil aus Steuergeldern finanziert« Genau: NOVA, KFZ-Steuer, M ineralöl­

steuer. Es entspricht nicht der Kostenwahrheit Unfallkosten dem Verkehr anzulasten -  

der Verkehr an sich verursacht keine Unfälle. Unfälle verursacht ein Individuum  -  

bloß w eil nicht alle Unfallkosten beim Verursacher eingetrieben werden, sind diese Kosten 

keine externen Verkehrskosten -  das ist nur eine ideologische Behauptung. Btw. Öffis sind 

in der Regel um einiges lauter als P K W  und die Straßenbahn gehört zu den größten 

Feinstauberzeugern im Verkehr.

Amish Bob 22.5.2012, 12:08

Wer hat denn nichts ... von den öffentlichen Verkehrsmitteln? Stellen Sie sich m al vor, 

all jene, die mit der U-Bahn fahren, würden vor Ihnen im Stau stehen. Sagen sie brav 

danke und »genießen« Sie weiter das Autofahren.

Der Leser für die Zeitung 22.5.2012, 19:50

Wenn die allgemeinen Folgekosten von 10 % Autoverkehr wegfielen (Straßenneubau, 

Gesundheit, Energieverbrauch/ CO -A usstoß, Lärm ,...), würde das nicht nur den Steuer­

ausfall kompensieren, man könnte auch locker die Intervalle der Öffis so verdichten,
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dass sie dem  gestiegenen Fahrgastaufkom m en gerecht würden.

Und so ganz nebenbei würden w ir M enschen endlich w ieder ein w enig Raum  zurück­

gew innen, den derzeit Autos einnehmen. Und (Frei-) Raum  gehört schließlich mit zu den 

kostbarsten G ütern in der Großstadt.

Um die Summe der Aussagen besser einschätzen und bewerten zu können,7 wurde mit 
Stichtag 5. Juni 2012 -  bei einem Postingstand von 720 -  eine statistische Auswertung 
der Postings unternomm en, welche belegt, dass die insgesamt 720 Postings von 274 
verschiedenen Posternamen8 gesandt worden waren; dass unter diesen »PosterInnen« 
acht »Viel-PosterInnen« waren (mit zw ölf bis 41 Postings zum besprochenen Artikel), 
dass sich jedoch mehr als die Hälfte der PosterInnen mit einer einzigen Eingabe an der 
Diskussion beteiligt hat.9 Dam it lässt sich feststellen, dass die an diesem »Newsboard« 
deponierten Meinungen eine -  wenn auch kleine und verzerrte -  so doch relativ bunte 
Palette an Ansichten der StraßennutzerInnen zur Debatte »Ö V versus M IV «10 und 
damit indirekt zum Thema »Straßennutzungsrechte« darstellt.

7 Es handelt sich hierbei um das spezielle Genre der »Newsboards«, der »Postings auf Nachrichten­
seiten«, welches »eine Mischform darstellt, die sowohl Kennzeichen der gesprochenen und der 
Schriftsprache, als auch der Computervermittelten Kommunikation [auch computer-mediated 
communication CMC] aufweisen kann« (Freundorfer 2009, 120). Unter Berücksichtigung bestimmter 
charakteristischer Merkmale (zumal jenem der »Entkörperlichung«, als Gegensatz zur Face-to-face- 
Kommunikation) oder eben der Verwendung einer eigenen Sprachlichkeit (dem sog. »Netspeak«, einer 
nach Dürrscheid weiteren Ebene, um welche das Mündlichkeits-/ Schriftlichkeitsmodell von 
Koch/ Oesterreicher erweitert werden muss) kann diese spezielle Form der Kommunikation -  in der 
Literatur wird sie auch als »getipptes Gespräch« bezeichnet (Diekmannshenke 2004, 125) -  jedenfalls 
zur Erfassung (teil-) repräsentativer Meinungen herangezogen werden. Dies bestätigt ein großes 
Repertoire an sozial- und sprachwissenschaftlichen Studien zum Thema (vgl. z. B.: Diekmannshenke 
2004, Dürrscheid 2004, Hoffmann 2004, Wirth 2005, Tewes 2005, Gutounig 2012).

8 »Posternamen« meint hier »AutorIn des Postings«. Diese Bezeichnung wurde gewählt, weil es nicht 
überprüfbar ist, ob ein/ e AutorIn sich an der Online-Diskussion unter der Verwendung verschiedener 
Posternamen (seien es Klarnamen, Nicknames oder Pseudonyme) beteiligt.

9 Auswertungsstatistik: 720 Postings von 274 verschiedenen Posternamen (im Folgenden kurz »Poster« 
genannt), davon:
162 Poster mit einem Posting
44 Poster mit zwei Postings
18 Poster mit drei Postings
18 Poster mit vier Postings
acht Poster mit fünf Postings
fünf Poster mit sechs Postings
sechs Poster mit sieben Postings
drei Poster mit acht Postings
zwei Poster mit neun Postings
ein Poster mit zwölf Postings (jumpingjack flash)
ein Poster mit 15 Postings (Lectrice)
zwei Poster mit je 23 Postings (hgi und baroli)
ein Poster mit 21 Postings (Amish Bob)
ein Poster mit 26 Postings (Landschaftsplaner)
ein Poster mit 29 Postings (Kampfsoletti)
ein Poster mit 41 Postings (NaBumsti.)

10 ÖV steht für öffentlicher Verkehr, MIV meint den motorisierten Individualverkehr.
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In der vorliegenden Abhandlung geht es weniger um die Inhalte der einzelnen 
Diskussionsbeiträge als um  die Tatsache, dass die Themen (städtischer) Verkehr und 
Straßennutzung derart polarisieren und emotionalisieren: Innerhalb von 24 Stunden 
hatten sich hunderte von »Usern« zu W ort gemeldet, zur öffentlichen Diskussion 
beigetragen und sich über ihre persönliche Meinung zum Thema allgemein ersichtlich
-  wenn auch (teil-) anonym11 -  positioniert.

Überhaupt war die politische und mediale Diskussion der vergangenen Monate in 
W ien -  so wie in anderen Städten Österreichs -  geprägt von diversen, auf unterschied­
lichen Objektivitäts- und Emotionalitäts-Ebenen geführten Diskussionen zur Lage des 
Stadtverkehrs: Der sog. »Parkpickerlstreit«12 (die unbefriedigende Form  der Parkplatz­
bewirtschaftung beschäftigt BürgerInnen, Stadtverwaltung, Politik und M edien nach 
wie vor), die »Rowdy-Pedalisten-Plage«13 und das ungelöste Problem der hohen Treib­
hausgasem issionen, welche laut Analysen des Um weltbundesam ts besonders dem 
Kfz-Verkehr zu Lasten gelegt werden m üssen,14 und die in weiterer Folge den Staat 
zusätzlich hohe Ausgleichzahlungen kosten.15

Um das hier skizzierte Bild der aktuellen Meinungs- bzw. Stimmungslage bezüglich 
der Verteilung der NutzerInnenrechte im urbanen Straßenraum  abzurunden, sei 
abschließend noch erwähnt, dass die W iener Verkehrsstadträtin M aria Vassilakou im 
Juni 2012 mittels M edienkam pagne die W ienerInnen zu »m ehr Freundlichkeit im 
Verkehr« aufforderte: Die als »Initiative der Stadt W ien und ihrer Verkehrspartner«

11 Viele Poster verwenden Synonyme, manche posten jedoch auch unter ihrem eigenen Namen.
12 Vgl. Hamann (2012), Eisenreich/ Narodoslawsky (2012), Thurnher (2012), Herrnböck (2011), Herrnböck 

(2012a), Baumann (2012a), Heigl (2012), Böhm (2012), Stemmer (2013), Czaja (2012b), vgl. auch im 
Netz:
www.krone.at/ Oesterreich/ Wiener_Parkpickerl_Befragung_kommt_nicht_-_OeVP_beruft-Jetzt_ 
ists_offiziell-Story-333161 , 5. 3. 2013;
www.oe24.at/ oesterreich/ chronik/ wien/ Favoritner-lehnen-Parkpickerl-ab/ 61140603 , 5. 3. 2013;
www.news.at/ a/ parkpickerl-wien-genuegend-unterschriften-330173 , 5. 3. 2013;
http:/ / wirtschaftsblatt.at/ home/ nachrichten/ oesterreich/ 1271895/ Wiener-Parkpickerl-kommt-im-
Herbst-Volksbefragung-spaeter- , 5. 3. 2013;
www.heute.at/ news/ oesterreich/ wien/ art23652,778239 , 5. 3. 2013;
http:/ / wien.orf.at/ news/ stories/ 2525855/ , 5. 3. 2013;
http:/ / kurier.at/ chronik/ wien/ pickerl-flucht-hat-bereits-voll-eingesetzt/ 822.727 , 5. 3. 2013;
http:/ / diepresse.com/ home/ panorama/ wien/ 738850/ Wien_Parkpickerl-kuenftig-auch-fuer-Unter-
nehmer , 5. 3. 2013.

13 Vgl. Bürstmayr (2012), Der Standard (2012a), Wittmann (2012), Herrnböck (2012b), Kness-Bastaroli 
(2012), Kössler (2012), Stimson (2012).

14 Vgl. Mayr (2012), Ruzicka (2012), Springer (2012), Seiß (2011), Heigl (2012), Skarics (2010), Seidl 
(2012a), Seidl (2012b), Baumann (2012b), Czaja (2012a), Schnauder (2012), Stuiber (2012), Der 
Standard (2012c), Ungerböck (2012).

15 Das Verfehlen des im Kyoto-Protokoll festgelegten Klimaschutzziels einer Reduktion der Treibhaus­
gasemissionen in der Verpflichtungsperiode 2008-2012 kostet Österreich allein 160 Millionen Euro, 
die das Umweltministerium in Form von Emissionszertifikaten zukaufen wird. Zumeist im Juli 
veröffentlicht das Umweltbundesamt alljährlich den Klimaschutzbericht; dieser fasst Analysen zu 
Trends und wirtschaftlichen Einflussfaktoren der Treibhausgasemissionen in Österreich zusammen 
und stellt sie nationalen, europäischen und internationalen umweltpolitischen Zielen gegenüber.

ww w.sw s-rundschau.at SW S-Rundschau (53.Jg.) Heft 2/ 2013: 131-159

http://www.krone.at/
http://www.oe24.at/
http://www.news.at/
http://www.heute.at/
http://www.sws-rundschau.at


138 Angelika Psenner

lancierte Sensibilisierungskam pagne »tschuldigen ist nie verkehrt« wurde per Presse­
konferenz am 1. Juni 2012 gestartet (vgl. www.tschuldigen.at und Der Standard 2012b).

Sowohl die Zeitungsartikel als auch die W ortm eldungen der verschiedenen 
Politikerinnen zeig(t)en, dass das Thema M IV  von allen als »ungelöst« wahrgenommen 
w ird, dass die Verteilung der Nutzungsrechte aus Sicht der Straßennutzerinnen 
unbefriedigend ist. Einerseits sind die Voraussetzungen, die städtischen Verkehr 
bedingen und bestimmen, nun andere (die knappe und vor allem begrenzte Ressource 
öffentlicher Raum  soll einer im m er größer werdenden Stadtbevölkerung genügen -  
Wiens Einwohnerinnenzahl nimmt derzeit um geschätzte 15.000-20.000 Personen pro 
Jahr zu;16 Mobilitäts- und Konsumverhalten von Städterinnen und Pendlerinnen haben 
sich in den vergangenen Jahren weiter zum Nachteil der Stadt entwickelt; das Ausmaß 
des Tourismus und die absolute Zahl von zugelassenen Pkw steigen); andererseits ha­
ben sich die Auswirkungen, die städtischer Verkehr mit sich bringt, intensiviert, sodass 
sich die dem Thema inhärente Konfliktlage zugespitzt hat und deshalb um so dringen­
der nach neuen Lösungen verlangt.

3. Der Verkehrsraum Straße
Nicht zum ersten M al in der Geschichte des städtischen Straßenraums wird um seine 
»Benutzungsrechte« gerungen. Alle sind sich darüber einig, dass öffentlicher Raum 
allen gehören muss; dennoch, oder gerade deshalb, gilt es die Benutzung desselben zu 
regeln. Und hier scheiden sich die Geister: Wer d arf wann Straßenraum benutzen? 
Wem wird ein Vorrecht zugeschrieben, wenn es darum geht, Streitigkeiten zu schlichten? 
Und seit wann, bitte, gewinnt im m er »das Auto«?

Die Gründe dafür, dass unsere Städte zu autogerechten M ilieus konvertierten, sind 
bekannt:
-  eine starke Lobby der Autoindustrie vermochte von Beginn an in die Politik ein­

zugreifen;
-  die Grundidee der Moderne, eine Stadtplanung der Trennung von urbanen Funk­

tionen (Wohnen, Arbeit, Freizeit), erhöhte letztendlich vor allem das Verkehrs­
aufkommen;

-  die Suburbia-Bewegung, die auf m ilitärisch-taktischen Überlegungen beruhte, 
führte weltweit zum beschleunigten Ausbau der Straßenerschließung von städtischem 
Hinterland.

Nichtsdestotrotz kennen w ir historische Aufnahm en unserer Städte, die ein anderes, 
stark differenziertes Nutzungsbild des Straßenraums zeigen...

16 Thomas Madreiter, Planungsdirektor der Stadt, geht davon aus, dass Wien in den kommenden 
20 Jahren um weitere 300.000 Einwohnerinnen anwachsen wird.
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Abbildung 1: Wien, Mariahilfer Straße ca. 1914

Quelle: Sinhuber/ Stumpf (1992), 180

... und genauso sind uns Bilder von Megastädten vertraut, deren Straßen, trotz enormem 
Verkehrsaufkom men nicht als Verkehrswege, sondern vielm ehr »als gelebter Raum« 
wahrgenom m en werden (Krusche u. a. 2010 mit Bezug auf den Ballungsraum  Tokio 
mit derzeit ca. 35 M illionen Menschen).

Abbildung 2: Tokios Stadtzentrum

Die Aufnahme zeigt, dass Straßenraum auch in zentraler Lage nicht allein dem Autoverkehr zugesprochen 
wird, dass dieser vielmehr von Fußgängerinnen und Radfahrerinnen rege benutzt wird. Dieser, für 
Europäerinnen, ungewohnt freie Blick in den nahezu unverparkten Straßenraum wirkt sicherheitsfördernd.

Quelle: Bild aus dem Archiv der Autorin, © Psenner
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Abbildung 3: Urbaner Straßenraum »gehört« dem Auto

Quelle: Bild aus dem Archiv der Autorin, © Psenner

In der europäischen Stadt jedoch wird Straßenraum heute zum überwiegenden Teil 
von Privat-Pkws genutzt. Die A rt und Weise, wie nun Debatten zum sozialen Raum 
»Straße« geführt werden, legt die Frage nahe, wie es eigentlich um  die Rechte der 
unterschiedlichen VerkehrsteilnehmerInnen oder besser um die Rechte aller Straßen- 
raum-NutzerInnen bestellt ist.

Wem gehört die Straße? Und welche soziologische Bedeutung oblag der urbanen 
Straße in der Zeit, bevor sie zum Pkw-Verkehrsraum und Pkw-Parkraum  degradiert 
wurde?

Neben der reinen Verkehrsabwicklung erfüllte die städtische Straße Kulturzwecke, 
Zw ecke der M anifestationen des öffentlichen Lebens (historische, sog. »absolute 
Straßen«, Kult- und Prozessionsstraßen, Repräsentation des Privaten) und wirtschaftliche 
Bedürfnisse (Handel, Verkauf, Gütertransport). Noch im Jahr 1946 schloss die A rchi­
tektin Slawa W alewa-Coen ihre Dissertationsschrift D ie architektonische Bedeutung der 
Straße mit besonderer Berücksichtigung der Laubenstraßen mit dem Satz: »Bewegung 
und Ruhe sind die gestaltenden Triebfedern in der architektonischen Bedeutung der 
Straße« (W alewa-Coen 1946, 97).

4. Historische Entwicklung der Straßennutzungsrechte in Wien
Zu Beginn des 19. Jahrhunderts verfassten die »Kaiserlich-Königlichen Hofcommissonäre 
in Straßenangelegenheiten« grundlegende Schriften zu Sinn, Zweck und Ausgestaltung 
von Stadt- und Landstraßen. In seiner 1804 erschienenen Schrift Praktische Anleitung 
zur Aufführung, W iederherstellung und Erhaltung bequem er und das Com m erz  
befördernder Landstraßen sprach der K. K. Hofrat in Bauangelegenheiten Carl Friedrich
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W iebeking17 den Straßen neben ökonomischen, hygienischen und kriegstechnischen 
Zwecken auch eine höchst relevante Präsentationsaufgabe zu:

»Sorgt der Straßen-Baumeister nun dafür, daß die Wege außerhalb den Ortschaften eine 

trockene Lage erhalten, so versteht es sich wohl von selbst, daß in denselben noch eine 

bessere O rdnung und Aufsicht statt fin d en  sollte, w eil der Reisende sogleich nach dem  

Zustande des Pflasters und den Unrathshäufen, welche a u f der Straße liegen, die Polizey 

des Ortes und den Sinn der Bew ohner fü r  Reinlichkeit beurtheilen wird«

(W iebeking 1804, 30).

Ebenso hält der K. K. Regierungsrat und Hofcom missionär in Straßenangelegenheiten, 
Joseph M aria Schem erl in seinem  dreibändigen W erk Ausführliche A nw eisung zur 
Entwerfung, Erbauung und Erhaltung dauerhafter und bequemer Straßen fest, dass

» [.. .]  die Güte, die Bequem lichkeit und die D auer des Pflasters in Städten, [ . . .]  die 

Reinlichkeit der Gassen und Plätze, [ . . .]  ihre regelmäßige A nlage und Verschönerung,

[ .. .]  den Städten eine größere Zierde, als verstümmelte Architekturen, den Inwohnern  

mehr Bequem lichkeit, als verschnörkelte W ohngebäude gew ähren«  (Schem erl 1819, V iii) .

E r stellt die Straßenbaukunst »nächst dem Wasserbau« als den »wichtigsten Theil der 
ausübenden Baukunst« dar, da sie...

» [ ...]  den größten Ein fluß  a u f den öffentlichen Wohlstand und Sicherheit, die Bequem ­

lichkeit und Cultur aller Nationen hat, ohne welchen sich keine Industrie, kein Ackerbau, 

keine Fabriken, keine Com m erz gedenken läßt, ohne welche keine Wissenschaft blühen, 

die Kenntnisse und Erfindungen nicht mitgetheilt, oder erweitert werden können, und 

alle Vortheile entbehrt werden müssen, welche durch die erleichterte Gem einschaft der 

Städte, Provinzen und der entfernten Reiche aller Welttheile mittels Straßen und 

Com m unicationen der menschlichen Gesellschaft in je d e r  Rücksicht zu Theile werden« 

(Schem erl 1819, V ii) .

Als maßgebendes Moment für die Gestaltung der städtischen Straße galt der Fußgänger:

»In Städten [,..]sollte man an den Häusern 5 bis 6 Schuh breite Trotoirs von flachen  

Steinen f ü r  die Bequem lichkeit der Fußgänger anlegen. [ ...]

Oeffentliche Plätze sollten so frey, als möglich erhalten, und durch Gegenstände nicht 

verstellt werden, welche der Würde, dem Ansehen und selbst dem  Zwecke derselben 

entgegen sind, man pflegt gewöhnlich Brunnen, Statuen und öffentliche D enkm ahle a u f  
selben aufzustellen. [ . . .]  a u f kleinen, stark befahrenen, oder sehr gangbaren Plätzen 

hingegen sollten niem als dergleichen Gegenstände aufgestellt, sondern diese im m er frey  

und offen gelassen werden. Sie gewinnen a u f diese A rt ein viel besseres Ansehen, selbst 

den Anschein einer größeren Ausdehnung« (Schem erl 1819, 013 u. 216).

17 Carl Friedrich von Wiebeking war ein deutscher Architekt, Wasserbau-ingenieur und Landvermesser, 
der in den Jahren nach 1802 in Wien »Königlich-Kaiserliche Bauangelegenheiten« -  zumeist die 
Schiffbarmachung von Flüssen und den Ausbau von Häfen -  leitete. in jener Zeit galt die Straßen- 
und Brückenbaukunst noch als »eine Abtheilung der Wasserbaukunst« (Wiebeking 1804 in der 
»Vorrede« der Schrift).
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Erste konkrete gesetzliche Regelungen finden sich gegen Ende des 19. Jahrhunderts: 
W ährend die Strassen- und Eisenbahn-Vorschriften  von 1897 sich auf Ausbau, Erhalt 
und Bem autung von Straßen und au f die »Art der E inrichtung von Fuhrwerken«  
beziehen, wurde die »Regelung und Sicherung des Verkehrs« erstmals im Allgemeinen 
Straßengesetz und -  bezogen au f W ien und N iederösterreich -  gesondert in der 
Straßenpolizeiordnung von 1875 festgelegt. M it der Bezeichnung »Straßenverkehr« 
wurde darin noch alles, was geht, fäh rt  und sich bewegt, umschrieben und als gleich­
wertig erachtet. Dabei stand die einzelne Person in dieser Gesetzgebung noch klar im 
Vordergrund: So war das Parkieren im Straßenraum zu jener Zeit aus Sicherheitsgründen 
schlichtweg verboten und wurde laut Allgemeinem Straßengesetz mit »Arrest von 3 bis 
14 Tagen« (!) geahndet.

»§ 4 2 2  a S trG .18: Wenn an einem öffentlichem Platze, an der Straße, oder vor einem  

Hause oder Gewölbe, zur Nachtzeit was im m er f ü r  eine Gattung von Wägen, Bauholz  

oder andere Baum aterialien, Waaren, Fässer, Verschläge oder überhaupt etwas, wodurch  

die Vorübergehenden Schaden nehmen können, gelassen worden, ist der Schuldtragende 

wegen dieser Uebertretung um 10 bis 50 Gulden oder mit Arrest von 3 bis 14 Tagen zu 

bestrafen; bei mehrmaligen Rückfällen ist die Strafe zu verschärfen.«

»§ 4 23 a S trG .: Wenn dies bei Reisewägen oder bei Frachtwägen geschieht, wovon die 

Pferde in einem Gasthofe eingestellt sind, so ist die Strafe stets gegen den Gastwirthe zu 

erkennen.«

Bei »Führung eines Baus« w ar es nach Paragraph § 424 aStrG zwar m öglich, eine 
Sondergenehm igung bei der Sicherheitsbehörde einzuholen, in diesem Fall musste 
jedoch ein »Warnungszeichen von einer oder zwei beleuchteten Laternen« aufgestellt 
werden.19

Die dam als gültige Straßenpolizeiordnung für W ien und N iederösterreich20 
schreibt zum Thema »Parkieren« analog dazu vor:

18 Allgemeines Straßengesetz (aStrG) zit. in: Freiherr von Hock (Hg.) (1897) Strassen- und Eisenbahn­
Vorschriften Verkehrsanlagen in Wien. 2. Auflage in der Reihe: Manz’sche Gesetz-Ausgabe, Nieder­
österreichische Landesgesetze. 4. Bändchen.

19 Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass der Straßenraum um 1900 zwar nicht unserem 
heutigen Helligkeitsempfinden entsprach, dass Wien aber auch nicht im Dunkeln lag. Die gesamte 
Innere Stadt sowie die Hauptstraßen der Vorstädte waren bereits 1845 mit Gaslaternen ausgestattet 
worden. Außerdem war im Jahr 1873 die Gleichstrom-Bogenlampe auf der Wiener Weltausstellung 
präsentiert worden, sodass nach einer ersten elektrischen Probebeleuchtung der Wiener Innenstadt 
im Jahr 1882 der allgemeine Ausbau der elektrischen Straßenbeleuchtung erfolgen konnte -  auch 
wenn dieser erst Jahrzehnte später abgeschlossen sein sollte (vgl. »Geschichte des öffentlichen Lichts 
in Wien«, verfügbar unter: www.wien.gv.at/ verkehr/ licht/ beleuchtung/ oeffentlich/ geschichte.html ,
4. 4. 2013).

20 »Straßenpolizeiordnung. Gesetz vom 10. October 1875, LG. U. BV. Nr. 62«. Dieses betrifft die 
»öffentlichen nicht ärarischen [nicht im Staatseigentum befindlichen] Straßen« des »Erzherzogthumes 
Oesterreich unter der Enns« (Niederösterreich und Wien); vgl.: Freiherr von Hock (1897).
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»§ 17. Unbespannte Wägen dürfen a u f der Straße nicht stehen bleiben. -  Wo dies jedoch  

in Folge eines Unfalles unausweichlich wird, d a r f  der Wagen nicht ohne Aufsicht und 

außerdem Nachts nicht ohne Beleuchtung gelassen werden.

§ 17. (2) B ei W irthshäusern dürfen die Wagen nur außerhalb der Fahrbahn, bei Nacht 

überdies nur mit der nöthigen Beleuchtung aufgestellt werden.« [ ...]

Auch das Bundesgesetz vom  20. Dezember 1929 (BGBl. 438/ 1929) 21 »über Grundsätze 
der Straßenpolizei, soweit sie sich nicht a u f Bundesstraßen beziehen« -  welches die 
G rundlage für die Straßenpolizeiordnung der einzelnen Bundesländer bildete -  
erlaubte das nächtliche Parken im öffentlichen Raum  nicht:

»§ 18 . Z u m  Stillstand  gelangte F u h rw erke  [und Kraftfahrzeuge, denn laut §21 waren 

in diesem  Belang gleichgestellt]

(3) Unbespannte Fuhrw erke [und Kfz] dürfen bei D unkelheit oder starkem Nebel nicht 

a u f der Straße belassen werden. Kann ihre Entfernung aus besonderen G ründen nicht 

Erfolgen, so ist [ . . .]  f ü r  die Entsprechende Beleuchtung zu sorgen.«

Interessanterweise war hier sogar das »Bespritzen von Fußgängern und Anrainern mit 
Straßenschmutz« ausdrücklich untersagt. D arin zeigt sich eindeutig, dass zu Fuß 
Gehende vorrangig behandelt wurden und dass ihr Wohlergehen gesetzlich gesichert 
und geschützt war. Sowohl im  Bundesgesetz als auch in der W iener Straßenpolizei­
ordnung fand sich diese Regelung:

19 2 9  (B G B l. 438): § 1 1 .  Fahrgeschw indigkeit.

»(1) D er Führer hat die Fahrgeschwindigkeit (Gangart) so zu wählen, daß dadurch keine 

G efährdung der Sicherheit von Personen oder Sachen verursacht wird. In geschlossenen 

Ortschaften hat er außerdem die Fahrgeschwindigkeit so zu wählen, daß w eder andere 

Straßenbenützer noch die A nrainer durch Bespritzen mit Straßenkot belästigt werden.«

19 30  W iener Stra ß en polizeiordn un g: § 20 . Fahrgeschw indigkeit.

»(1) D er Führer hat die Fahrgeschwindigkeit (Gangart) so zu wählen, daß er in der Lage 

ist seinen Verpflichtungen Genüge zu leisten, insbesondere, daß keine Gefährdung der 

Sicherheit von Personen oder Sachen verursacht w ird und daß w eder andere Straßen­

benützer noch die Straßenanrainer durch Bespritzen mit Straßenschmutz belästigt werden.«

Die anfänglich klar Personenschutz-bezogene Gesetzgebung wurde jedoch zunehmend 
in Richtung Schutz des technischen, fließenden Fahrzeug-Verkehrs um form uliert. 
Nicht zuletzt weil K fz-Produktion und m oderner, schneller, leistungsstarker Güter­
und Personenverkehr als Triebfeder für den dringend gesuchten w irtschaftlichen 
(Wieder-) Aufstieg der Nach- bzw. Zwischenkriegsjahre erkannt worden waren. Im 
Jahr 1934 schreibt der Landesbaudirektor von O berösterreich, H ofrat Ing. A lfred

21 Zit. in: Rössler (1930 und 1931) Die neuen Regeln des Straßenverkehrs in Österreich. Gesetze und Verord­
nungen über den Verkehr von Kraftfahrzeugen, Fuhrwerken, Fahrrädern u.s.w. auf Straßen.
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Sighartner im Vorwort zu A dolf Brzeskys Büchlein D ie Wirtschaftlichkeit der Straße22 
zu diesem Thema:

»W ir stehen im Zeichen der Besinnung a u f uns selbst und a u f unsere Kraft. Wir haben 

den festen Willen, uns aus eigenem den Weg fü r  unseren Wirtschaftlichen W iederaufstieg 

zu bahnen.

D ieser Weg fü h rt  über die klare Erkenntnis des organischen Zusam m enhanges aller 

Bestandteile des Getriebes unserer Wirtschaft, ihrer Aufgaben und ihrer Funktionen.

D em  neuzeitlichen Verkehr, dem Kraftfahrzeugverkehre, kommt hiebei eine besondere Rolle 

zu; er vermittelt den lebenspendenden und lebenerhaltenden Blutkreislauf der modernen  

Wirtschaft, sei es, daß er in voller Freizügigkeit dem Personenverkehre und dem raschen 

Güteraustausche dient oder -  f ü r  uns besonders wichtig -  unseren Frem denverkehr in 

Gestalt der Autotouristik befruchtet.

D ie Geldmittel, welche der Kraftfahrzeugverkehr alljährlich nur in Form  seiner 

B  e t r  i e b s k o s t e n in Umsatz bringt, gehen schon im kleinen Österreich in die 

Hunderte von M illionen Schilling. [ .. .]

In Hinsicht a u f den W iederaufbau unserer Wirtschaft, möchte ich [ . . .]  [Brzeskys] voll­

komm en richtige Behauptung ganz besonders unterstreichen daß  

> v o l k s w  i r  t s c h a f  1 1 i c h e s D  e n k e n n u n m e h r  a u c h i n d e r 

A  u s b a u p  o l i t i k u n s e r  e r  S t r  a ß  e n h ö h e r  a l s b i s h e r  i m K  u r  s e 

s t e h e n s o 11 u n d d a ß  d i e s D  i e n s t a n d e r  V  o l k s g  e m e i n s c h a f t  

i m b e s t e n u n d w  a h r  e n S i n n e d e s W  o r  t e s w  ä r  e<«

(H ervorhebung im  O riginal) (Sighartner 1934, 3-4).

Vor diesen »ökonomisch überzeugenden« Argum enten wurden die Bedürfnisse der 
Zu-Fuß-Gehenden zunehmend in den Hintergrund gedrängt. A n der Hochschule für 
Welthandel (der späteren Wirtschaftsuniversität) promovierte im Jahr 1938 unter der 
Referenz von Prof. Dr. Karl Oberparleitner -  dem späteren, langjährigen Rektor der 
H ochschule -  Robert Reisch. In seiner Prom otionsschrift, welche auszugsweise 
veröffentlicht wurde, stellte er fest:

»Die Wünsche der Fußgänger, Radfahrer und Anlieger decken sich teilweise mit denen  

der Kraftfahrer, zum Teil sind es Sonderwünsche. Infolge der dom inierenden Stellung des 

Kraftverkehrs stehen dessen Wünsche natürlich im Vordergrund [ ...]«  (Reisch 1938, 6).

In Bezug auf die Frage der Kapitalbeschaffung für Straßenbau und -erhaltung zitiert 
Reisch die »Untersuchungsergebnisse und Richtlinien der internationalen Handels­
kammer«:

22 Verschriftlichung des Vortrages Die Wirtschaftlichkeit der Straße, gehalten am 16. November 1934 in 
der Fachgruppe der Bau- und Eisenbahningenieure des Österreichischen Ingenieur- und 
Architektenvereines.
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»Die richtige Verteilung der Straßenkosten unter die drei Hauptbeteiligten, nämlich die 

Allgem einheit, die Straßenbenutzer und die Grundbesitzer ist eine Kernfrage. [ . . .]  In j e ­

dem Fall sollten die Kosten der Straßenerhaltung aus laufenden Einnahm en des Kraftver­

kehrs gedeckt sein« (ebd., 27).

»Die Frage bei der Entscheidung über die Errichtung von Straßen d a r f  also nicht dahin­

gehend lauten, ob sich eine Straße privatwirtschaftlich rentiert, sondern, ob durch die 

Kapitalsveranlagung die Leistungskraft, die Produktivität der Wirtschaft des gesamten 

Volkes erhöht wird. [ . . .]  der Gesam tertrag fü r  die Allgem einheit ist maßgebend«

(ebd., 29).

D en Erfolg des Straßenbaus wollte Reisch an folgenden Faktoren gemessen sehen: 
»Förderung des allgemeinen Verkehrs, [ ...]  Ausweitung der Verkehrsmöglichkeiten, 
Schaffung neuer Absatzm öglichkeiten, Förderung des Frem denverkehrs, A rbeits­
beschaffungsmöglichkeiten, Zeitersparnis, bessere Ausnützung der Arbeitskräfte und 
schließlich auch eine Erhöhung der Lebensfreude infolge der Verkehrsverbesserungen« 
(ebd., 31). D abei w urde das Ziel der »Bekäm pfung der Arbeitslosigkeit« (ebd.) 
besonders hervorgehoben.

Den größten Schnitt in der H ierarchisierung der verschiedenen Verkehrsteil­
nehm erinnen in W iens Straßen brachte die Einführung der nationalsozialistischen 
Straßenverkehrsordnung im Jahr 1938 (StVO 1937 als Neuregelung der ReichsStVO 
1 9 3 4 ). Zwar muss die rasante Zunahme von Dichte und Aktionsradius des Kfz-Verkehrs 
als Grundlage dieser Entwicklung gesehen werden, doch wurde die rechtliche Um ge­
wichtung maßstäblich mittels Reichsgesetzblatt herbeigeführt. Voraussetzung dafür 
w ar der von R u d olf Heß 1934 in der Eröffnungsrede zum  » V ii. internationalen 
Straßenkongreß in München« postulierte Plan der »Förderung des Kraftfahrzeugs« als 
»das vom  Reichskanzler und Führer gewiesene Ziel«. Die StVO sollte diesem  Ziel 
dienen, die Voraussetzungen für eine »immer stärkere Verbreitung des Kraftfahrzeugs 
als Volksfahrzeug« schaffen und damit »dem technischen Fortschritt die Wege ebnen« 
(Gülde 1938, 105 und 108).23

in  der vom  Dresdner Rechtsanwalt Hermann Gülde24 verfassten Textsammlung 
liest man in Kapitel i i  »Erläuterungen zur Straßenverkehrsordnung« zu »Wesen und 
Bedeutung« des Straßenverkehrs:

23 Weitere NS-Raumplanungsvorschriften, wie das »Wohn-Siedlungsgesetz«, die Verordnungen über 
die Regelung der Bebauung bzw. die Zulässigkeit befristeter Bausperren und das Gesetz über die 
Neugestaltung deutscher Städte vom 4. Oktober 1937 arbeiteten ebenfalls in diese Richtung (siehe 
dazu auch Buschmann 2000, 155-159). Ebenso gab es hierzu stadtanalytische Studien, wie jene im 
Jahr 1939 von Gottfried Feder (ehem. Reichskommissar für Siedlungswesen und Honorarprofessor 
an der Technischen Hochschule Berlin) veröffentlichte Schrift Die neue Stadt: Versuch der 
Begründung einer neuen Stadtplanungskunst aus der sozialen Struktur der Bevölkerung.

24 Hermann Gülde wirkte im Ausschuss für Kraftfahrzeugrecht an der 1933 in München gegründeten 
Akademie für Deutsches Recht mit. Die Akademie für Deutsches Recht stellte eine »wissenschaft­
liche Zentralstelle« dar, »für die Arbeit an der Umgestaltung und Fortbildung des deutschen Rechts 
im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung und instrument der rechtswissenschaftlichen 
Gleichschaltung der Gesellschaft während der Zeit des Nationalsozialismus« (vgl. wikipedia).
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»Unter der Herrschaft liberalistischer Auffassungen erlebte der Straßenverkehr eine 

nahezu völlige Desorganisation. [ . . .]  Es feh lte die Zusammenfassung, die Unterwerfung 

unter einen großen Gesamtzweck und Gesamtsinn.

Erst der Nationalsozialism us schuf w ieder die geistige Grundlage f ü r  eine sinnvolle 

Auffassung vom Straßenverkehr. Erst mit seiner H inw endung zum  Volksgemeinschafts­

gedanken [ . . . ] gab er auch dem  Straßenverkehr w ieder den richtigen Sinn. [ . . .]  D er Wille 

zur Macht, welcher in der Steigerung des Straßenverkehrs [ . . .]  zum  A usdruck kommt, 

erhält nur dann seinen richtigen Sinn, wenn dieser Straßenverkehr als D ienst an der 

Erhaltung und der Entfaltung des Volkslebens aufgefaßt w ird«  (Gülde 1938, 10 5-10 6).

» [...]  Dieses Gesetz aber heißt >Gemeinnutz vor Eigennutz< oder >Der Einzelne ist nur ein 

G lied des Ganzem . Verwirklicht werden kann dieser Gemeinschaftsgedanke nur, wenn 

alle Einzelnen in straffer Zucht dem Zweck des Ganzen untergeordnet werden. N ur so 

aufgefaßt und geordnet, kann der Straßenverkehr seine Gemeinschaftsaufgabe erfüllen: 

Förderung der Volkswirtschaft, D ienst an politischen Zielen, Förderung und Erhaltung  

des Lebens des Volkes, Zusam m enfassung aller Volksteile und regelmäßige D urchblutung 

des ganzen Volkskörpers [ ...]«  (ebd., 106).

Nach Güldes Auffassung stellte die StVO von 1937 »den nationalsozialistischen G rund­
satz von der Verkehrsgemeinschaft in den Vordergrund und geht davon aus, daß alle 
Gruppen von Verkehrsteilnehm ern unter Ablehnung aller Sonderbedürfnisse und 
Sonderwünsche [darunter wäre wohl der Schutz der schwächeren Verkehrsteilnehmer 
zu verstehen] einer gleichm äßigen gesetzlichen Behandlung zu unterw erfen sind« 
(ebd., 110). In der Erläuterung zu § 8. Benutzung der Fahrbahn findet sich explizit die 
Aussage: »Der Langsame hat auf den Schnelleren Rücksicht zu nehmen« (ebd., 135). 
Weiter unten ad Fahrgeschwindigkeit:

»§ 9 . (1) D ie Fahrgeschwindigkeit hat der Fahrzeugführer so einzurichten, daß er jed er­

zeit in der Lage ist, seinen Verpflichtungen im Verkehr Genüge zu leisten, und daß er das 

Fahrzeug nötigenfalls rechtzeitig anhalten kann [ ...]«  (ebd., 138.).

In der Erläuterung hierzu liest man aber:

»Die alte Rechtsprechung, in welchem Umfang der Fahrzeugführer die Bespritzung von 

Fußgängern mit Straßenschmutz zu verm eiden habe, ist überholt.« D enn »im Straßen­

verkehr [gehen] die Bedürfnisse des motorisierten Schnellverkehrs den Bedürfnissen der 

Fußgänger vor« (ebd. 138).

»N ur die Gefährdung ist ausdrücklich verboten. [aber auch] H ierbei ist der allgemeine 

Vorrang der Kraftfahrzeuge zu beachten; deshalb muß man sich in diesen Fällen  

besonders vor Kleinlichkeiten in der Beurteilung der Gefährdungsfrage hüten. Wenn 

das Fahrzeug etwa nur nahe an den [Fußgänger] herankommt, so kann von einer 

G efährdung nicht gesprochen werden; anders dagegen wenn der Fahrgast sich nur durch 

rasches Beiseitespringen vor dem Überfahrenwerden retten kann, fa lls  ihm dieses 

Beiseitespringen nicht nach Lage der Sache zuzum uten ist« (ebd., 141).
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Das Ziel ist die »Volksmotorisierung« durch den KdF-W agen -  der »Massenverkehr«; 
so versteht es sich von selbst, dass das Parken  jetzt generell erlaubt ist -  mit Einschrän­
kungen, im Prinzip so wie heute. Genannt, jedoch nicht eingehend besprochen, sei in 
diesem Zusam m enhang auch die sog. Verordnung über Garagen und Einstellräume 
(Reichsgaragenordnung RGaO) vom  17. Februar 1939 (Reichsgesetzblatt I S. 219). Diese 
regelt erstmals die Stellplatzpflicht -  d. h. die Pflicht zur Schaffung von Stellplätzen -  
im Falle von Neubauten.25

Zur »Stellung des Fußgängers als Verkehrsteilnehmer« schreibt Gülde:

»D er Fußgänger hat jahrzehntelang erbittert um sein geschichtliches P rivileg  a u f der 

Straße gerungen und dem motorisierten Schnellverkehr lange genug schwere Hemmungen 

bereitet. E r  nahm bewußt die Stellung etwa eines kleinen Kindes ein, dem man jede  

Unart nachsehen mußte. Diese Z eit ist vorbei. [ .. .]

D er Fußgänger w ird sich fa st nie da ra u f berufen können, daß Belästigungen oder 

Behinderungen, welche er hervorruft, unverm eidlich seien« (ebd., 18 0 -18 1).

Auch das »Stehenbleiben an Straßenecken« ist -  so schreibt Gülde -  »verkehrswidrig 
und gefährlich« und wird der Fußgänger dabei »von vorbeifahrenden Kraftfahrzeugen 
kräftig vollgespritzt, so hat er kein Recht, sich zu beklagen.«

Im  Jahr 1947 wurden nach Rückkehr zur österreichischen Bundesverfassung zwei 
Jahre zuvor die gesetzlichen Bestimmungen zur Straßenverkehrsordnung neu geregelt:

»Die neue österreichische Straßenverkehrsordnung, die durch die w ieder in Kraft 

gesetzten und novellierten Bestim m ungen des Kraftfahrgesetzes 1937  und der Kraft­

fahrverordnu ng 1937 ergänzt w ird  (sic!), bildet den Inhalt verschiedener Gesetze, die 

teilweise als Bundesgesetze, teilweise als Landesgesetze entsprechend der österreichischen 

Bundesverfassung erlassen werden«  (Wedl 1947, 12).

In seiner 1947 veröffentlichten Textsam m lung Österreichs neue Straßenverkehrs­
ordnung: in Gesetz und Erfahrung, unter besonderer Berücksichtigung des Kraftwagen­
verkehrs26 führte der W iener Jurist Friedrich Wedl neben den neuen österreichischen 
Gesetzen (Kraftfahrgesetz B G Bl. 23/ 194727 und Kraftfahrverordnung B G Bl. 23/ 1947 
sowie Straßenpolizeigesetz B G B l. 46/ 1947 und Bundespolizeiverordnung B G Bl. 
59/ 1947) nach wie vor auch die NS-StVO  von 193728 an. Es wurde also inhaltlich an die 
N S-V erkehrspolitik  angeknüpft und dam it jene, unter dem  N ationalsozialism us 
hervorgebrachte, unbedingte Zuwendung zum und Bevorrechtung des Kfz-Verkehrs

25 In abgeänderter Form ist diese Regelung bis heute gültig und führt in Wien zu einer -  aus 
stadtplanerischer Sicht -  unvorteilhaften Umgestaltung des städtischen Parterres (vgl. Psenner 2005, 
2011a, 2011b, 2012).

26 Eine österreichische Straßenverkehrsordnung nach dem Gesetz wurde in Wirklichkeit erst wieder 
1960 erlassen: StVO 1960 (Bundesgesetz vom 6. Juli 1960) (Kaltenegger 2010, 228).

27 Entspricht dem Kraftfahrgesetz 1946.
28 »StVO, Straßenverkehrsordnung, Deutsches Reichsgesetzblatt I 1937, S. 1179 eingeführt in Österreich 

durch das Gesetzesblatt für das Land Österreich 171/ 1938 und StZVO, Straßenverkehrsordnung, 
Deutsches Reichsgesetzblatt I 1937, S. 1215, eingeführt in Österreich durch das Gesetzesblatt für das 
Land Österreich 231/ 1938« (Wedl 1947, 8).
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beibehalten. Dieser Umstand ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass auch nach 
dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus dem Regime vormals dienende Juristen 
im Am t geblieben waren.

Wohl unter dem Einfluss steigender Verkehrsschadenskosten29 rie f diese N ach­
kriegsregelung nun zwar zu »Rücksicht, Vorsicht und Aufmerksamkeit« auf, doch galt 
es weiterhin in erster Linie den Verkehr selbst zu schützen.30

»§7 StP olG . A u f  der Straße ist jederm ann  verpflichtet, Rücksicht a u f den Straßenverkehr 

zu nehmen und die zur W ahrung der Ordnung, Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehres 

erforderliche Aufm erksam keit und Vorsicht anzuwenden.«

D er »nationalsozialistische Grundsatz von der Verkehrsgemeinschaft« (Gülde 1938, 
107) und die idee vom  »Gesamtzweck und Gesamtsinn« des Straßenverkehrs hatte sich 
gehalten und wurde unter der Bezeichnung »Gesamtverkehr« in Argumentationslinien 
eingeflochten.

»Jedes Verhalten, das außerhalb der norm alen Verkehrsabwicklung liegt, bringt innerhalb 

des Gesamtverkehres notwendigerweise Gefahren mit sich« (Wedl 1947, 10).

Erst 1960 wurde die sogenannte Achtsam keitsregel um form uliert und w ieder der 
Mensch in den Mittelpunkt gestellt, quasi der Verkehr als Aufmerksamkeitsziel durch 
den Menschen ersetzt.

§ 3. V ertrauensgrundsatz. StVO. i9 6 0  (StF: B G B l. Nr. 159/ 1960)

»(1) D ie Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und gegenseitige 

Rücksichtnahme; dessen ungeachtet d a r f  je d e r  Straßenbenützer vertrauen, dass andere 

Personen die f ü r  die Benützung der Straße maßgeblichen Rechtsvorschriften befolgen, 

außer er müsste annehmen, dass es sich um Kinder, M enschen mit Sehbehinderung

29 Mit zunehmender Automobilisierung und mit Zunahme der erreichbaren Geschwindigkeiten war 
die Wahrscheinlichkeit für kostenintensive Unfälle drastisch angestiegen. Obgleich eine amtliche, 
bundesweit einheitliche Straßenverkehrsunfallstatistik in Österreich erst ab dem Jahr 1961 geführt 
wurde (Statistik Austria 2010, 7), waren lokale Statistiken bereits bekannt, sodass Rückschlüsse 
gezogen werden konnten: Der durch Verkehrsunfälle verursachte Schaden wurde konkret mit
25 Millionen Goldschilling im Jahr beziffert (Wedl 1947, 11). »Die Häufigkeit der Verkehrsunfälle 
ergibt erschreckende Ziffern. ihre Bedeutung erkennt man besonders an, wenn man den Verkehrs­
unfällen mit tödlichem Ausgang die Zahl der in den gleichen Zeiträumen vorkommenden kriminellen 
Tötungsdelikte gegenüberstellt. Man ist erschüttert, wenn man in den Großstädten durch eine Reihe 
von Jahren immer wieder das Verhältnis von 5 zu 1 zwischen diesen Kategorien aus den Statistiken 
herausliest« (ebd., 10.). Vor diesem Hintergrund argumentiert Wedl, dass nun »an die Spitze der 
Verkehrsregeln [neue Forderungen gestellt wurden, nämlich] die Forderung auf Rücksichtnahme 
im Verkehr gegenüber den anderen Straßenbenützern und die Forderung nach einer besonderen 
Sorgfaltspflicht dadurch, daß Vorsicht und Aufmerksamkeit im Verkehr anzuwenden ist« (ebd., 9).

30 Dem Auto wurde infolge zunehmend mehr Platz zugedacht, während man den Fußgänger auf 
schmale Gehstreifen zurückdrängte: in den Nachkriegsjahren wurden Gehsteige mit einer Mindest­
breite von 1,25 Meter erstellt (laut Normblätter der ÖFS, 1956). Das gründerzeitliche Trottoir war mit 
8/ 6 Klafter (ca. 2,5 Meter) noch doppelt so breit gewesen (laut § 21 der Bauordnung aus dem Jahr 
1868 war das Trottoir mit »einem Sechstel der Straßenbreite« -  welche laut § 24 mind. acht Klaftern 
messen sollte -  vorgegeben). Somit war in der Gründerzeit dem langsamen Verkehr noch ein Drittel 
(!) der gesamten Straßenbreite zugerechnet worden.
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m it weißem Stock oder gelber A rm binde, M enschen mit offensichtlicher körperlicher 

Beeinträchtigung oder um Personen handelt, aus deren augenfälligem Gehaben geschlossen 

werden muss, dass sie unfähig sind, die Gefahren des Straßenverkehrs einzusehen oder 

sich dieser Einsicht gem äß zu verhalten.«

Doch waren die W eichen bereits Richtung Ausbau des m otorisierten Individual­
verkehrs gestellt und Studien lieferten weitere »schlagkräftige« Argum ente für die 
wirtschaftliche Relevanz des Autos.31

5. Die aktuelle Situation
Die aktuell gültige gesetzliche Ordnung des Straßenverkehrs geht demnach -  zum in­
dest was die Regelung der generellen Benutzungsrechte für den öffentlichen Straßen­
raum anbelangt -  auf ein Wertesystem zurück, in dem das Recht und der Schutz der 
Einzelnen der Idee des »Gesamtvolkssinns« und dem Wirtschaftsziel »Massenverkehr« 
hintangestellt wurden.

Die aufgrund dieses Ungleichgew ichts erw artbaren Raum nutzungskonflikte 
äußern sich heute in em otiven Reaktionen, welche dieses Them a in Diskussionen 
hervorruft (vgl. die zu Beginn des Textes wiedergegebenen Postings), und sie werden 
dort aktiv ausgetragen, wo StraßennutzerInnen mit unterschiedlichen Bedürfnissen 
und Ansichten in alltagsweltlichen Situationen aufeinandertreffen. Der Straßenraum 
wird empfunden als »tagtäglicher Kampfplatz, auf dem der Stärkere gewinnt« (Steiner
2012, 42). Diese zugespitzte, hoch-em otionalisierte Konfliktsituation veranlasste die 
W iener Verkehrsstadträtin M aria Vassilakou -  wie bereits erwähnt -  zuletzt sogar 
mittels Medienkampagne die W ienerinnen zu »mehr Freundlichkeit im Verkehr« auf­
zufordern: »tschuldigen ist nie verkehrt« empfahl die als »Initiative der Stadt W ien und 
ihrer Verkehrspartner« lancierte kostenintensive Sensibilisierungskampagne.

Trotz Bemühungen dieser A rt wird unter den gegebenen Voraussetzungen grund­
sätzlich zugunsten eines aus sozialwissenschaftlicher Sicht elitären Verkehrsmittels 
entschieden, das lediglich einem Teil der W iener Stadtbevölkerung zugute kommt, das 
finanziell jedoch von allen getragen und hoch subventioniert werden muss. Ein durch­
schnittlicher Pkw -Lenker deckt nur etwa 44 Prozent seiner von ihm verursachten

31 Z. B.: Pendl (1951) Neuere Untersuchungen über die Leistungsfähigkeit von Strassen, Österreichischer 
Ingenieur- u. Architektenverein (Hg.) (1956) Richtlinien fü r den Ausbau von Straßen/ Bearb. von der 
Arbeitsgruppe »Planung u. Verkehr« Wien, Fantl (1969) Die Kosten des Kraftfahrzeugverkehrs in 
Wien. Teil 1: Die Wegekosten der Straßen Wiens. Studie im Auftrag des Magistrats Wien.
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Kosten.32 Auch laut neuester StVO-Novelle33 gehören FußgängerInnen nicht per se zu 
den »bevorzugten Verkehrsteilnehmern« (wohl aber z. B. bestimmte Wirtschaftsfuhren).

Interessanterweise hat sich der Ökonomiefaktor -  eines der stärksten Argumente 
für die Um widmungen im Straßenraum zugunsten des Privatfahrzeugs -  längst schon 
ins Gegenteil gekehrt. Im gegenwärtigen fachlichen Diskurs zeichnet sich ein allgemeines 
Anerkennen der Dringlichkeit der aktuellen Situation ab -  zumeist im Hinblick auf 
die verlangte CO2-Reduktion im Verkehrsbereich34 die Einhaltung der Kyoto-Ziele, die 
wirtschaftliche Emanzipation vom  Ölpreismarkt oder die mittlerweile als anerkannt 
geltenden (monetären) Vorteile einer kompakten, vielfältigen und differenzierten Stadt.

»M it 22,5  Mio. Tonnen CO2-Ä quivalent w ar der Verkehrssektor 2010  der zweitgrößte 

Verursacher von Treibhausgas-Emissionen. (...) Seit 1990 ist in diesem Sektor eine 

Zunahm e der Treibhausgas-Emissionen um rund 60% zu verzeichnen, was den stärksten 

Zuwachs aller Sektoren im Zeitraum  1990 bis 2 0 10  darstellt« (Umweltbundesamt 2012, 116).

Das Gros dieser Verkehrs-Em issionen -  nämlich 56,3 Prozent -  ist dabei allein dem 
Pkw-Verkehr zuzuordnen (Umweltbundesamt 2012, 116).

Die grundlegende Voraussetzung zur »Rettung der europäischen Stadt« sieht 
Dietmar Steiner, der Leiter des Architekturzentrums Wien, darin, dass die »individuellen 
Vorteile einer Reduktion der automobilen Mobilität in der Stadt erkannt und kom m u­
niziert werden« (Steiner 2012, 42). Dazu gehört es auch, (verdeckte) Sekundärfolgen 
der Verkehrsm isere zu benennen, wie z. B. die Erdgeschoß-Problem atik: Leerstand 
und Unternutzung der W iener Erdgeschoße sind nicht zuletzt als Folgewirkung 
verparkter Straßenräume zu sehen (Psenner 2012, 2011a, 2011b, 2005).

32 Zu diesem Schluss führen gesamtwirtschaftliche Kostenbetrachtungen, welche auch Folgewirkungen 
wie Lärm, Abgasschäden, gesundheitliche Schäden, Treibhauseffekt durch CO2-Emissionen etc. 
inkludieren. Laut VCÖ-Studie aus dem Jahr 2007 Pricing -  Verkehr nachhaltig steuern zahlte der 
Lkw-Verkehr im Jahr 2006 nur 36 Prozent der verursachten Kosten und blieb der Allgemeinheit 
damit 3,67 Mrd. Euro schuldig. Der Pkw-Verkehr kam für 44 Prozent der Kosten auf und hinterließ

-  ohne die Staukosten einzurechnen -  einen Fehlbetrag von 6,1 Mrd. Euro. Die VCÖ-Studie Verkehr 
fair steuern aus dem Jahr 2011 zeigt, dass pro gefahrenen Autokilometer im Schnitt 18 Cent an 
externen Kosten nicht vom Verursacher bezahlt, sondern auf die Allgemeinheit abgewälzt werden; 
vgl. VCÖ-Factsheets abrufbar unter: www.vcoe.at/ de/ publikationen/ vcoe-schriftenreihe-mobilitaet- 
mit-zukunft/ details/ items/ pricing-verkehr-nachhaltig-steuern bzw. www.vcoe.at/ de/ publikatio­
nen/ vcoe-factsheets/ details/ items/ Factsheet2011-05 , 15. 4. 2013.

33 Die aktuelle StVO-Novelle wurde im Bundesgesetzblatt I Nr. 39/ 2013 veröffentlicht und trat mit 
31. 3. 2013 in Kraft.

34 Gerade der Verkehrssektor weist die größte Abweichung zum sektoralen Ziel der Klimastrategie auf, 
sodass dort die größten Potenziale zur Minderung schädlicher Emissionen gesehen werden. Das 
Erreichen der Kyoto-Ziele, nämlich die Reduktion der Treibhausgasemissionen um 16 Prozent (in 
Relation zum Ausgangsjahr 2005) bis zum Jahr 2020, ist laut Analyse des Klimaschutzberichts 2012 
fraglich -  das Zwischenziel für das Stichjahr 2012 ist bereits weit verfehlt worden.
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Abbildung 4: Sekundärfolgen der Straßenraumsituation

Das vom fließenden und ruhenden Verkehr stark in Mitleidenschaft gezogene Erdgeschoß wird nicht mehr 
in seiner ursprünglichen Funktion genutzt, die Fenster werden zugemauert und die Räumlichkeiten schluss­
endlich dem stehenden Verkehr überlassen. Autos »wohnen« in Wien mittlerweile »zu ebener Erd' und im 
ersten Stock.«

Quelle: Bild aus dem Archiv der Autorin, © Psenner

Die Erkenntnis der Brisanz der ökologisch-ökonomischen Sachlage deckt sich durch­
wegs mit der Ansicht vieler Verkehrswissenschafter, dass es eines substanziellen Ein­
griffs in die Organisation des städtischen individualverkehrs bedarf. Seitens Politik 
und Verwaltung werden diese Schritte jedoch nicht in verlangter Radikalität gesetzt.

D er gängigste Lösungsvorschlag für das Problem  des ruhenden Verkehrs ist die 
Einführung einer Citym aut bzw. die von der W iener Stadtverwaltung derzeit verfolgte 
Ausw eitung der Parkraum bew irtschaftung. Das vom  Verkehrsforscher H erm ann 
Knoflacher entwickelte Ä quidistanzm odell sieht die gleiche Zugangsdistanz zum 
Parkplatz und zur öffentlichen Haltestelle vor, wodurch die größte Bevorteilung der 
»Bewegungsprothese« Auto wettgem acht wäre (Knoflacher 2012). Zudem  fordert 
Knoflacher seit Jahrzehnten, das parkierte Privatfahrzeug radikal aus dem öffentlichen 
Straßenraum zu verbannen. Demgegenüber stehen Modelle wie »Smart city«, »regene­
rative, interoperable Mobilitätskarten«, »sanfte Mobilität«, »E-Mobilität«, »mobility on 
demand«, »Road-Pricing«, »shared space« oder »Straße fair-teilen«35, deren gem ein­

35 Vgl. MA 18 (Hg.) (2011) Werkstattbericht 112. Straße fair teilen: ein innovatives Verkehrsmodell fü r Wien.
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same Zielsetzung es ist, den privaten Kraftfahrzeugverkehr mittels neuer Mobilitäts­
angebote einzudäm m en (Schopf/ Em berger 2013, 6) und die intuitive Nutzung von 
öffentlichen Verkehrsmitteln zu fördern.

6. Conclusio
Straße, auch jene in den Wohn- und Lebensarealen der Stadt, ist im m er noch gleich­
bedeutend mit Verkehrsraum. Die Nutzung derselben wird zuallererst dem motorisierten 
Individualverkehr zugesprochen. Die Relevanz langsamer Verkehrsarten verblasst vor 
dem Hintergrund des konkurrenzlosen W irtschaftsmotors Auto36 -  die Protagonisten 
des langsamen Verkehrs werden im Straßenraum lediglich geduldet (Schopf/ Emberger
2013, 5).

Wenn man darüber diskutieren will, ob es rechtens ist, dass Autos im städtischen 
Straßenraum öffentliche Flächen (im aktuellen Ausmaß) okkupieren dürfen, gilt es, 
den Hintergrund der politisch-historisch begründeten Verschiebung von Nutzungs­
rechten mitzudenken. Städte mit einem kulturhistorisch radikal anderen Zugang zum 
Them a zeigen hierzu alternative Lösungsm öglichkeiten auf: Trotz eklatant hohem  
M obilitätsdruck (Ballungsraum: 35 Mio. EinwohnerInnen, Kernstadt: 9 Mio. Einwoh­
nerInnen) sind z. B. Tokios »Zwischenstraßen«37 wahrhaft öffentlicher -  also von allen 
benutzbarer -  Raum geblieben. Autos werden hier nur vereinzelt und ausschließlich 
an eigens ausgewiesenen Stellen geparkt.

36 Vgl. Candeias u. a. (2011) Globale Ökonomie des Autos, Shoup (2011) Free Parking, Adey (2010) 
Mobility (Key Ideas in Geography), Ebel (2004) Automotive Management.

37 In Anlehnung an Sieverts Zwischenstadt-Begriff meint »Zwischenstraße« eine solche ohne starken 
Durchzugsverkehr, die jedoch nicht direkt verkehrsberuhigt, also weder Hauptstraße noch verkehrs­
beruhigte Wohnstraße ist. Die durchschnittliche Erschließungsstraße, welche z. B. das Wiener Raster 
formt, wäre unter diesem Aspekt als Zwischenstraße zu bezeichnen.
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Abbildung 5: Stadtzentrum Tokio

Straßenraum als Lebensraum; er wird von allen Verkehrsarten rege benutzt, die Bodenmarkierung am
unteren Bildrand weist einen der wenigen Stellplätze im Straßenraum aus.

Quelle: Bild aus dem Archiv der Autorin, © Psenner

Unverparkter Straßenraum ist Freiraum  und bleibt für alle verfügbar: Er wird ange­
nommen, okkupiert und durch die rege, diversifizierte Straßennutzung belebt. Belebter 
öffentlicher Raum  w iederum  w irkt sicherheitsfördernd; seine Benützerinnen ent­
wickeln eine persönliche Beziehung zum O rt und greifen aneignend, ästhetisch m ani­
pulativ ein (s. Abb. 6, links oben, S.154). Weil das System öffentlicher Verkehrsmittel 
bestens funktioniert, gilt Autobesitz in Tokio als obsolet. Der private Pkw kommt relativ 
selten zum Einsatz, sodass er in der übrigen Zeit in kleinste Raum nischen gezwängt 
oder hinter aufwändig drapierten, grünen M auern aus Blumentöpfen »verschwinden« 
kann (s. Abb. 6, rechte Bilder). im  Bereich von Garagenzufahrten sind zu Fuß Gehende 
und Rad Fahrende dreifach gesichert: Ampelblinkzeichen und eine Sprachmeldung per 
Lautsprecher zeigen das Herannahen eines Fahrzeugs an, darüber hinaus verrichten 
gleich mehrere »Anweiser« in Uniform  Dienst und vermitteln zwischen Passantinnen- 
Strom  und aus- bzw. einfahrendem  Fahrzeug, wobei der langsam e Verkehr stets 
vorrangig behandelt wird (s. Abb. 6, links unten).38

38 Der Grund dafür, dass in Tokio dem motorisierten individualverkehr nicht dieselbe Vorrangstellung 
wie in europäischen Städten zufiel, ist im Übrigen laut dem aus Japan stammenden Verkehrsexperten 
Takeru Shibayama ein trivialer: Der Ballungsraum Tokio erlebte in den Nachkriegsjahren ein 
rasantes Wachstum: die Stadtbevölkerung verdreifachte sich innerhalb weniger Jahrzehnte von ca. 
2,8 Millionen im Jahr 1945 auf ca. 8,9 Millionen im Jahr 1970. Die einzige Möglichkeit die heraus­
fordernde Aufgabe der Mobilitätssicherung zu bewältigen, war -  da Autobesitz zur damaligen Zeit 
nahezu unbekannt war -  der aggressive Ausbau des öffentlichen Verkehrssystems. »Man könnte 
sagen: Tokio hatte Glück, es war keine aktive Entscheidung, sondern es war irgendwie passiert« 
(Takeru Shibayama im interview 2011).
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Für W ien gilt es in diese Richtung zu arbeiten: die Vorrangstellung des Autos zu 
brechen und damit Platz zugunsten der »Verweilenden« zu schaffen. Voraussetzung 
hierfür ist eine transdisziplinäre Herangehensweise an das Thema StadtParterre39, das 
sowohl die umbaute als auch die nicht umbaute Parterrezone einer Stadt als Ganzes 
begreift. Denn Straße und Erdgeschoß stehen in ihrer Funktion in direkter Verbindung 
zueinander.

Unter dem ganzheitlichen Aspekt des Begriffs StadtParterre wird auch die Prim är­
funktion des Gehsteigs wieder ins rechte Licht gerückt: Der Gehsteig ist der wichtigste 
und direkteste Aufenthaltsort im öffentlichen Raum , der Ort, an dem M enschen 
aufeinandertreffen, wo sie einander relativ frei begegnen oder einander einfach nur 
beobachten können. Es ist nicht zuletzt auch ein Ort, an dem Minderheiten und Mehr-

39 Unter der Leitung der Autorin wird derzeit zu dieser Thematik an der TU Wien, Fachbereich 
Städtebau intensiv geforscht: Die Studien Das Wiener Gründerzeit-Parterre -  eine analytische 
Bestandsaufnahme. Pilotstudie und Street-Level Environment, Vienna befassen sich mit der 
StadtParterre-Problematik.

www.sws-rundschau.at SW S-Rundschau (53.Jg.) H eft 2/ 2013: 131-159

http://www.sws-rundschau.at


Wem gehört die Straße? G enealogie der Nutzerrechte in W iens Straßen 155

heiten einer diversifizierten Gesellschaft sich interaktiv integrieren können.40 Klarer­
weise sollte es m öglich sein, diesen, seinen vielfältigen Funktionen entsprechend 
geräumigen, städtischen Ort auf unterschiedlichste A rt und Weise zu bespielen.41 Der­
zeit jedoch werden die durchschnittlich gerade mal 1,70-2,20  Meter42 zwischen Haus­
wand und parkenden Autos dem Verkehrsfluss vorbehalten -  zur Erinnerung: In der 
Gründerzeit wurde für die beidseitigen Trottoirs bis zu einem Drittel der Straßenbreite 
vorgesehen (siehe Fußnote 30, S. 148) -  : Es ist laut §78 StVO sogar ausdrücklich 
verboten, »den Fußgängerverkehr durch unbegründetes Stehenbleiben zu behindern«, 
wobei eine genauere Ausführung, wann Stehenbleiben begründet oder unbegründet 
ist, fehlt (Psenner 2004, 133, 2011a, 2011b, 2012). Zudem  ist die Benützung von G eh­
steigen »zu anderen Zwecken als zu solchen des Straßenverkehrs« im m er noch bewilli- 
gungspflichtig.43

Die StadtParterre-Idee präferiert im Gegensatz zu den oben erwähnten Verkehrs­
modellen einen radikaleren Ansatz: Indem  sie die Parterrezone einer Stadt als Ganzes 
erfasst, werden umbaute und nicht umbaute Areale, also Straße und Erdgeschoß als 
Einheit behandelt, sodass Interrelationen zum Vorschein treten. Denn im realen Stadt­
raum stehen die Potenziale der Erdgeschoßnutzung in direkter Abhängigkeit zur 
Konstitution des korrelierenden Straßenraums.

Aus dieser Auffassung erschließt sich der zweite Aspekt dieser Idee von selbst: Es 
gilt »Straße als Lebensraum« zu denken und zu planen. Da heute die eklatanten Nach­
teile der Automobilisierung erkannt sind, gilt es die in den vergangenen acht Jahrzehnten 
propagierte Subventionierung von m otorisiertem Individualverkehr zu stoppen, der 
Privat-Pkw verliert seine (gesetzlich verankerte) Vorrangstellung, zu Fuß Gehende und 
Rad Fahrende werden wieder (!) zu bevorzugten VerkehrsteilnehmerInnen. Ziel muss 
es sein, die überwiegende Z ah l der innerstädtischen Straßenräume als Aufenthalts-

40 Integration ist gesellschaftliche Teilhabe, sowohl von Angehörigen von Minderheiten als auch von 
Angehörigen der Mehrheit. Integration ist kein statischer Zustand, sondern ein fortlaufender 
interaktiver Prozess -  denn das Integrieren ereignet sich im Alltag durch aneinander orientiertes 
und wechselseitig interpretiertes Handeln (Psenner 2011, 203).

41 Vgl. Schütz (2013); siehe hierzu auch die künstlerisch-wissenschaftliche Arbeit der »Gehsteig- 
Guerrilleros« www.gehsteigguerrilleros.net , 15. 4. 2013.

42 Auf Anlass der Stadtverwaltung wurden in jüngerer Zeit die Nachkriegsgehsteige zunehmend 
verbreitert und an den Kreuzungen mittels Ausbuchtungen zu sog. »Ohrwaschln« ausgeweitet, 
sodass der ursprünglich 1,25-1,50 Meter schmale Gehstreifen nun etwas mehr Platz zum Gehen und 
Stehen bietet. Die wohltuenden, und in New York City durchwegs üblichen 4-Meter-Sidewalks 
werden jedoch noch bei Weitem nicht erreicht.

43 Gehsteige sind Teil des Straßenraums, deshalb gilt auch hier nach § 82 StVO die Bewilligungspflicht 
für die Benützung von Straßen zu verkehrsfremden Zwecken: »(1) Für die Benützung von Straßen 
einschließlich des darüber befindlichen, für die Sicherheit des Straßenverkehrs in Betracht kommen­
den Luftraumes zu anderen Zwecken als zu solchen des Straßenverkehrs, z. B. zu gewerblichen 
Tätigkeiten und zur Werbung, ist unbeschadet sonstiger Rechtsvorschriften eine Bewilligung nach 
diesem Bundesgesetz erforderlich. Das gleiche gilt für Tätigkeiten, die geeignet sind, Menschen­
ansammlungen auf der Straße herbeizuführen oder die Aufmerksamkeit der Lenker von Fahrzeugen 
zu beeinträchtigen.« [...]
Die Bewilligung kann laut Gesetz nur dann erteilt werden, wenn die »Beeinträchtigung der 
Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs« (§ 83 Abs. 1) ausgeschlossen werden kann.
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zonen zu definieren und diese Kategorisierung per Gesetz zu verankern (30 km/ h) - 
zum Beispiel nach Vorbild niederländischer Kommunen, wo nur eine begrenzte Zahl 
von Straßen innerhalb der geschlossenen Ortschaft den Status »Verkehrsader« erhält. 

W ir sollten schleunigst an die Rückerstattung des Kulturguts Straße herangehen 
und sie den durch das sonderbare Rechtsverständnis des N S-Regim es »Enteigneten« 
rückerstatten.
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